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Mögliche Entschädigungen, Zahlungen und humanitäre Leistungen an 
NS-Zwangsarbeiter trotz Verfristung nach dem Gesetz zur Errichtung 
einer Stiftung „Erinnerung, Verantwortung und Zukunft“ (EVZStiftG) 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Die Stiftung „Erinnerung, Verantwortung und Zukunft“ wurde mit Gesetz vom 
2. August 2000, das am 12. August 2000 in Kraft trat (BGBl. I S. 1263), als 
rechtsfähige Stiftung des öffentlichen Rechts mit Sitz in Berlin errichtet. Die 
Arbeit der Stiftung ruht auf zwei Pfeilern: Sie organisiert ein weltweites Aus- 
zahlungsprogramm zugunsten von Opfern bestimmter nationalsozialistischer 
Unrechtsmaßnahmen und betätigt sich mit dem Fonds „Erinnerung und Zu- 
kunft“ („Zukunftsfonds“) in der Projektforderung. 

Die Auszahlungsprogramme nach dem Gesetz zur Errichtung einer Stiftung 
„Erinnerung, Verantwortung und Zukunft“ (EVZStiftG) sind nunmehr abge- 
laufen. Anträge auf Leistungen können nach dem Stiftungsgesetz nicht mehr 
gestellt werden. Individuelle Zahlungen gemäß § 1 1 des Gesetzes waren den 
Partnerorganisationen der Stiftung nur noch bis zum Jahresende 2006 möglich. 
Gegen diese starre Fristenregelung hat sich zuletzt der Förderverein des NS- 
Dokumentationszentrums der Stadt Köln (EL-DE_Haus e. V.) gewandt. In 
einem Schreiben vom 1 1 . Dezember 2006 an das Kuratorium der EVZ-Stiftung 
beanstandet der Verein, dass es „60 Jahre nach Ende des 2. Weltkrieges iiumer 
noch nicht erreicht ist, dass Zwangsarbeiter Anträge auf individuelle Leistungs- 
zahlungen stellen können, solange sie leben“. 

Unterdessen droht einer Vielzahl von NS-Zwangsarbeitem die Entschädigung 
auch deshalb verweigert zu werden, weil die Bearbeitung ihrer Anträge verzö- 
gert worden ist. So hat der Internationale Suchdienst (ISD) des Roten Kreuzes 
in Bad Arolsen vor drei Jahren 221 000 Euro dafür erhalten, bei ihm einge- 
reichte Anträge von Zwangsarbeiten! an die zuständigen Partnerorganisationen 
weiterzuleiten. Dennoch blieben Anträge jahrelang unerledigt liegen. Im No- 
vember 2004 räumte der ISD ein, in ungeöffneten Postsäcken befanden sich 
eine Million Briefe, darunter geschätzte 5 000 Anträge. 

Laut Medienberichten (vgl. Junge Welt vom 13. Dezember 2006) sind so meh- 
rere Tausend Schriftstücke von ehemaligen Zwangsarbeitem, die erst in den 
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letzten Monaten vom ISD weitergeleitet wurden, wegen der ablaufenden 
Fristen nicht mehr bearbeitet worden. Darunter seien sowohl Entschädigungs- 
anträge als auch Beschwerdeverfahren und Anträge auf Höherstufung. 

Angesichts des langen Zeitraumes von 1945 bis zum 16. Februar 1999, in dem 
grundsätzlich für die Berechtigten keinerlei Möglichkeit bestand, eine finan- 
zielle Entschädigung für erlittenes Unrecht zu beantragen, erscheint es auch in 
anderen Fällen als unbillige Härte, wenn nunmehr unter dem Hinweis auf das 
Versäumen einer gesetzlichen Frist eine begründete Antragstellung gar nicht 
mehr in Betracht kommt. Vielmehr muss sowohl für diejenigen Zwangsarbeiter 
eine Lösung gefunden werden, die die Antragsfrist des Gesetzes verpasst haben 
und deshalb ohne Entschädigung bleiben würden als auch für diejenigen An- 
tragsteller, die fristgerecht einen Antrag eingereicht haben, dessen Bearbeitung 
aber ohne eigenes Verschulden verzögert wurde. 


Vorbemerkung der Bundesregierung 

Die Bundesregierung teilt die negative Einschätzung der Fragesteller zu den 
gesetzlichen Fristen nicht. Sie verweist darauf, dass das Gesetz zur Errichtung 
einer Stiftung „Erinnerung, Verantwortung und Zukunft“ (EVZStiftG) als Ini- 
tiative aller Fraktionen auch mit den Stimmen der Abgeordneten der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zustande gekommen ist. Zu den Bemerkungen 
über die beim Internationalen Suchdienst (ISD) vorliegenden Posteingänge 
wird auf die Antwort der Bundesregierung auf die schriftliche Frage der Abge- 
ordneten Ulla Jelpke (Bundestagsdrucksache 16/3775 Nr. 15) verwiesen. 


1. Hält die Bundesregierung grandsätzlich eine Entschädigung aller noch 
lebenden NS-Zwangsarbeiter für geboten oder möglich? 


Nein. 


a) Wenn nein, wie begründet die Bundesregierung ihre ablehnende Haltung 
vor dem Hintergrund des kurzen Zeitfensters für Anträge von Mitte Fe- 
bruar 1999 bis Ende 2001 und des langen Zeitraumes von Mai 1945 bis 
Februar 1999, in dem keine Antragstellung möglich war? 

Die Einrichtung einer Antragsfrist war zwingend notwendig. Denn das gesetz- 
lich vorgesehene Auszahlungsverfahren in zwei Raten bedurfte klarer stich- 
tagsbezogener Berechnungsgrundlagen zur Auszahlung der zweiten Tranche. 
Kurze Fristen allein boten die Gewähr, möglichst viele Opfer noch zu Lebzei- 
ten zu bedenken. Die gesetzliche Antragsfrist wurde bis Ende 2002 verlängert, 
weim der Antragsteller schuldlos die gesetzliche Antragsfrist versäumt hatte. 
Auch die sieben Partnerorganisationen der Stiftung haben sich gegen eine zeit- 
lich unbegrenzte Verlängerung der Antragsfrist ausgesprochen. 

b) Wie beurteilt die Bundesregierung das schmale Zeitfenster der Antrag- 
stellung für ehemalige Zwangsarbeiter vor dem Hintergrund der Tatsa- 
che, dass ehemalige Kriegsteilnehmer, also auch ausländische Soldaten, 
die in deutschen Einheiten gekämpft haben, jederzeit einen Antrag nach 
dem Bundesvermögensgesetz stellen können? 

Ehemalige Kriegsteilnehmer können unter gewissen Umständen auch heute 
noch Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz erhalten, nicht jedoch 
nach dem Bundesvermögensgesetz. Dabei handelt es sich um Personen, die 
durch militärischen oder militärähnlichen Dienst oder durch unmittelbare 
Kriegseinwirkung (z. B. Bomben- und Minenopfer) eine erhebliche, fortdau- 
ernde gesundheitliche Schädigung erlitten haben oder um Hinterbliebene von 
Beschädigten, insbesondere, wenn diese an den Folgen der Schädigung verstor- 


Deutscher Bundestag — 16. Wahlperiode 


-3- 


Drucksache 16/4303 


ben sind. Der Unterschied zu den Antragsfristen und dem Antrags- und Aus- 
zahlungsverfahren nach dem EVZStiftG liegt darin, dass Zahlungen nach dem 
Bundesversorgungsgesetz aus öffentlichen Haushalten entsprechend dem aktu- 
ellen Mittelbedarf geleistet werden, während der Gesetzgeber zur Erfüllung der 
Anträge nach dem EVZStiftG einen abschließenden Gesamtbetrag festgelegt 
hat. 


c) Wenn ja, sieht die Bundesregiemng Möglichkeiten - etwa durch Rück- 
griff auf Restmittel der Partnerorganisationen oder Verwendung von 
Mitteln des Zukunftsfonds - Antragsteller, die ihren Antrag zeitlich erst 
nach der gesetzlichen Antragsfrist gestellt haben, noch bei der Gewäh- 
mng von Leistungen nach dem EVZStiftG zu berücksichtigen, und 
wenn nein, warum nicht? 

Durch einstimmigen Beschluss des Kuratoriums der Bundesstiftung - also auch 
mit Zustimmung der Vertreter aller Fraktionen des Deutschen Bundestages in 
diesem Gremium - sind etwaige Restmittel der Stiftung und der Partnerorgani- 
sationen für humanitäre medizinische Hilfen zugunsten von NS-Opfern verfügt 
worden. Auch wenn es nach Eintritt der gesetzlichen Frist des § 14 Abs. 4 
EVZStiftG keine Möglichkeit mehr gibt, individuelle Leistungsberechtigungen 
festzustellen und zur Auszahlung zu bringen, haben die Partnerorganisationen 
die Möglichkeit, im Rahmen der humanitären Hilfsprogramme auch Personen 
zu berücksichtigen, die die gesetzlichen Antragsfristen versäumt haben. 


2. Wie hoch schätzt die Bundesregierang die Zahl von Zwangsarbeitem, deren 
Forderungen „wegen Fristversäumnis“ nicht bearbeitet wurden, nachdem 
ein grundsätzlich fristgerecht eingelegter Antrag oder eine entsprechende 
Anfrage vom ISD nicht rechtzeitig weitergeleitet worden war und was ge- 
schieht mit diesen Anträgen? 

Der Bundesregierung liegen dazu keine Erkenntnisse vor. Seriöse Schätzungen 
sind nicht möglich. 


3. Wie viele noch lebende potenzielle Berechtigte gibt es, die nach Schätzung 
der Bundesregierung versäumt haben, fristgerecht einen Antrag einzurei- 
chen? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen. 


4. Ist die Zahl der in den Fragen 2 und 3 Betroffenen in der Tat so hoch, dass 
die humanitäre Geste in Form einer Aufhebung der Antragsfrist zu Finan- 
zierangsproblemen führen würde? 

Es wird auf die Antwort zu Frage 2 verwiesen. 
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